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B e s c h l u s s

1.) dos Landrats i.R.
bei

In der Landwirtschaftssache
hClErnst L(

t
Haus

2.) des Dipl.Landwirts Dr. Ricardo L^fl)
Lomlnist] 
(trasse #,

Brasilien, vertreten durch den A< in
, Rolandia nistrator Erns

Verpächter, Beschwerde- und 
Hechtsbeschwerdeführer,

vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Hugo 
in

gegen -
den Landwirt Ludwig o f l H b  in Haus

Pächter, Beschwerde- und 
. Rechtsbeschwerdegegher,

vertreten durch Rechtsanwalt in H(
wegen Herausgabe des Pachtgegenstandes und. Pest Stellung 
des Ablaufs von Pachtverträgen

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Se­
nat für Landwirtschaftssachen1 in der Sitzung vom 26. 
November 1952 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Prof. Dr. Pritsch, der Bundesrichter Dr. Hückinghaus 
und Dr..Tasche sowie der Obersten Landwirtschaftsrich­
ter Ernst und Buresch
beschlossen:

Die Rechtsbeschwerden gegen den Be­
schluss des 10. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts -in Hamm vom 19. Dezember 1951 
werden auf Kosten der Verpächter zurückge­
wiesen, die dem Pächter auch die ihm ausser­
halb des Rechtsbeschwerdeverfahrens ent- . 
standenen Kosten zu erstatten haben.
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Grtindqs
Das Gut Haus in H|^Pwar. früher i p p  scher

Familien-FideikoilUtissbcsitz und ist bei Auflösung des 
Familien-Fideikomtisscs unter die Berechtigten auf ge teilt 
worden. Dabei erhielten der Landrat i.R. Br. Ernst L ^ p  den 
Kern des Gutes mit etwa 430 Morgen und sein Sohn Dr. Ricardo, 
L p )  etwa 230 Morgen zu Alle ine igentum. Hiervon verpachteten 
sic gerneinsichgftlich durch Vertrag vom 12. Mai 1936 an den 
Landwirt rund ̂570 Morgen einschliesslich der
Wirtschaftsgebäude für die* Zeit vom 1. Juni 1936 bis zum 
31 o Mai 1946 zu einem Pachtzins von 22,50 RM je Morgen, 
ln diesem Vertrage wurden die beiderseitigen Rechte und 
Pflichten im einzelnen geregelt. Hinsichtlich d:es Inventars 
wurde vereinbart, dass der Pächter das gesamte lebende und 
tote Inventar gegen Barzahlung zu übernehmen habe und ihm 
dieses bei Pachtablauf gegen Barzahlung abzunehmen sei.

Ausserdem verpachtete Dr. Ricardo Lpp am 17«» Januar 
1937 dem Landwirt o p f P p p P P  weitere Ländereien von 
22,68,63 ha, die zu dem in seinem Eigentum• stehenden Haus 
M ^ P  bei H p p  gehören, für die Zeit vom 1. Juni 1937 bi£^^ 
zum 31. Mai 1948 zum Preise von 20 RM je Morgen » o P P P P P P l  
bewirtschaftete die sämtlichen von ihm gepachteten Grundstücke 
einheitlich von dem Gut C ^ H H p P  aus.

Nach Abschluss dieser Verträge wanderte Dr. Ricardo 
der die brasilianische {Staatsangehörigkeit besitzt, nach 
Brasilien aus. Zuvor erteilte er seinem Onkel, dem Admini­
strator Ernst S p p  in HpP,' am 20. Juni 1930 eine notariell 
beglaubigte Vollmacht, durch die er ihn ermächtigte, seinen 
in der Provinz W p p p p p  gelegenen Grundbesitz zu verwalten 
und alle zur ordnungsmässigen Verwaltung erforderlichen oder 
dem Bevollmächtigten im Interesse der Verwaltung als zweck­
dienlich erscheinenden Rechtsgeschäfte wie Miet-und Pacht­
verträge, Käufe und Verkäufe von totem und lebendem Inven­
tar etc. vorzunehmen. **

Während des Krieges erlitt das Gut
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KriegsSchäden; auf den Äcfcerri und Wiesen befanden sich 
mehrere hundert Bombentrichter, auch wurden die Wirt­
schaftsgebäude. durch Bomben in Mitleidenschaft gesogen.
Nach, dem Kriege beseitigte der Pächter die Bombentrich­
ter und. im Einvernehmen mit den Verpächtern auch einen 
Teil der GebäudeSchäden«

Am 28. Mai 1946 schlossen die Vertragsparteien drei 
Nachtragsverträge zu den bereits laufenden Pachtverträ­
gen. Dabei wurde Dr. Ricardo.L^pl durch seinen Bevollmäch­
tigten Ernst B ^ p  vertreten, ln dem ersten Nachtragsver- 
trag wurde der Pachtvertrag vom 12. Mai 1936 Über das 
-Gut G ^ p ^ p u m  8 Jahre, und zwar für die Zeit vom 1.
Juni 1948 bis zum 1. Juni 1956, verlängert. In ihm verpflich­
tete sieh dör’Pächter zur Herausgabe von 12 1/2 Morgen an 
den Verpächter, zu T); darüber hinaus wurden einige Bestim­
mungen des ursprünglichen Vertrages abgeändert und mehrere 
zusätzliche Vereinbarungen getroffen. Zum Schluss wurde 
festgesetzt, dass dieser Vertrag am 1. Juni 1946 vorbehalt­
lich etwaiger Genehmigungen durch die Verwaltungsbehörden 
in Kraft treten solle.

In einem weiteren Nachtragsvertrag von demselben Tage 
würde zunächst auf die Verlängerung des Pachtvertrages 
über das Gut hingewiesen; anschliessend trafen
die Vertragsparteien Vereinbarungen über die Beseitigung 
vjoxi Krlegssöhädeh, die 'Finanzierung eines Schweine stall-; 
baues, den Verzicht des Pächters auf Ansprüche aus der Be­
seitigung von ^ricgsschäden und einige andere Punkte. Auch 
dieser Vertrag sollte am 1.’ Juni 1946 in Kraft treten.

Schliesslich wurde durch eine dritte gesonderte Verein­
barung vom 28. Mai 1946 der Pachtvertrag vom 17. Januar’
1937 für die Zeit vom 1. Juni 1948 bis zum 1. Juni 1956 
verlängert. Dieser Verlängerungsvertrag wurde von dem 
Pächter und für Dr. Ricardo L p p  von seinem Bevollmäch­
tigten B ^ p  unterzeichnet, der vorübergehend von der Mi­
litärregierung zum Treuhänder für das Vermögen seines Voll­
machtgebers ernannt worden war.
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Von dom Abschluss dieser Verlängerungsverträge machte 
Bcnc dem Verpächter zu 2) Mitteilung» der ihm in einem 
Brief vom Juli 1946 wegen der Verlängerung Vorwürfe mach­
te, die Rückgängigmachung einer etwa schon eingegangenen 
Bindung und eine Verlängerung auf kürzere Zeit für den 
Fall anregte, dass es ihm nicht gelinge, seinen Besitz 
zu transferieren. Bene antwortete am 23. August, die Ver­
längerung sei bereits am 28. Mai 1946 nach einer Rückspra­
che bei der Landesbauernschaft vereinbart worden, weil 
man dies in seinem Interesse für das Beste gehalten habe.

Da das Vermögen des Br. Ricardo i ß ß  wegen .seiner bra- 
silianischcn Staatsangehörigkeit der Sperre auf Grund des 
Kontrollratsgesetzes Nr 52 unterlag, beantragte der Admini-

i

strator B ^ P  bei der Militärregierung die. Genehmigung der 
Vcrlängerungsverträgo. Ber Property Control-Referent beim 
Landkreise U ß ß  vermerkte am 16. September 1946 auf dem . 
Nachtrag zum Pachtvertrag vom 12. Mai 1936:"Not agreed 
according to C.L. 39/46 dated 6. Aug. 46.". Auf dem Nach­
trag zum Pachtverträge vom 17. Januar 1937 vermerkte B ß ß  
selbst, dass die Verlängerung abgclehnt und eine Verlänge­
rung um nur jeweils 2 Jahre vorgeschrieben sei. Burch ein 
Schreiben vom 21. September 1946 teilte B ß ß  dem Pächter 
mit, er habe die Verlängerungsverträge der Militärregierung 
zur Genehmigung vorlegen müssen, die die Verlängerung auf 
Grund der erlassenen Bestimmungen über den 31« Mai 1948 hi­
naus nicht genehmigt habe, weil Pachtverträge über gesperr- 
tes Vermögen nur 2 Jahre laufep dürften. B ^ p  verständigte 
den Pächter in diesem Briefe zugleich davon, dass er den 
Verpächter zu 2) von diesem Vorgang unterrichtet habe.
Bas war in einem Brief vom 18. September 1946 geschehen, 
in dem B ^ p  seinem Vollmachtsgeber zugleich mitteilte, zu 
der Verlängerung der Verträge sei es infolge einer Anre­
gung seines Vaters und eines dahingehenden Rates des Rit­
tergutsbesitzers im Hinblick auf die bevorstehende
Bodenreform gekommen. B p p w i e s  darauf hin, dass auch ein*



befreundeter Herr der Landesbauernscheft zu einer Verlänge­
rung um mindestens 6 Jahre geraten habe und der Pächter, 
wenn er eine Verlängerung der Verträge wünschte, dies bis 
zum 31« Mai 1946 bei dem Amtsgericht hätte beantragen müs­
sen, wovon er aber im Interesse der Verpächter keinen Ge­
brauch habe machen wollen. Zum Schluss erwähnte B^^, dass 
es ihnen allen Ende Mai darum gegangen sei, dem Verpächter

r mzu 2) nach bestem Wissen seinen hiesigen Grundbesitz zu er­
halten» . 1

' ■

Im Februar 1948 fragfc B ^ Ä b e i B r .  Ricardo L ^ p  an, ob 
er die Pachtverträge mit 0 um zwei Jahre verlän­
gern lassen solle, wie es nach den Verfügungen der Militär­
regierung möglich sei. Im März 1948 antwortete der Verpäch­
ter zu 2), er hätte gedacht, die Verlängerung um zwei Jahre 
sei bereits abgeschlossen, er sei mit ihr selbstverständlich 
einverstanden und überlasse Einzelheiten seinem Bevollmäch­
tigten. Bfl^, dem der Property Control-Referent des Land­
kreises Unna im Juni 1947 mitgeteilt hatte, Pachtverträge 
dürften nicht für mehr als zwei Jahre abgeschlossen werden 
und ihr Ablauf müsse auf den 31» Oktober fallen, schloss am 
1. Juli 1948 mit dem Pächter zwei Nachtragsverträge. In dem
Vertrage, der die Verpachtung des Gutes betraf,;:,)*liie.ss ess •

••Soweit dieser Pachtvertrag die Grundstücke des Herrn 
Br. Richard in Rolandiä P ^ p ,  Brasili­
en, betrifft, wird der Pachtvertrag im Einverständnis 
mit Herrn Br. Richard L ^ ^ - O ^ j m ^ u n d  der Vermögens­
überwachungsstelle der Brit.-Mil.Regierung vom 1. Novem­
ber 1948 bis zum 31» Oktober 1950 verlängert. ••

» •
Bor Nachtrag zu dem Pachtverträge vom 17. Januar 1937 Über 
die Grundstücke bei Haus lautete:

••Mit Zustimmung des Herrn Br. Richard 
in Brasilien, und der Vermögcnsüber-
wachungsstollc der Brit.-Mil.Regierung wird der Pacht­
vertrag ab 1. 11. 1948 bis 31. 10.. 1950 verlängert. n
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Beide Nachträge wurden von Bene tmd dem Pächter unterzeich­
net«

Als Br. Ricardo von März bis Juni 1950 in Beutsch- 
land weilte, kam. er häufiger mit dem Pächter zusammen, mit 
den er bei diesen Gelegenheiten eine nachträgliche Erhöhung 
der für die zu Baus gehörenden Grundstücke zu zahlenden 
Pacht sowie die Freigabe von 23 Morgen zum 1. 11. 1950 ver­
einbarte. Ber Pächter gab die 23 Morgen frei und zahlte als
Pachterhöhung 3 ÖÖO BM. Streitig ist, ob hierin auch eine. *Pachterhöhung für das Jahr 1951 enthalten ist. pie Präge 
der Verlängerung der Pachtverträge wurde zwischen Br. Hiear- 
do und dem Pächter bei diesen Zusammenkünften nicht er­
örtert..

• * i ' v ♦ ♦ # '

Im’Sommer 1950 beantragte der Pächter bei der unteren 
I andwirtschaftsbekörde die Genehmigung der Verlängerungs- 
verträge vom 28-. Mai 1946. Die Genehmigungen wurden für den 
Nachtragsvertrag vom 28. Mai 1946 zu dem Vertrag vom 12.
Kai 1936 am 25* Juli 1950 und für den Nachtragsvertrag • 
von 28. Mai 1946 zu dem Vertrage vom 17. Januar 1937 am 
9. November 1950 erteilt. Biese Entscheidungen wurden den 
Vertragsparteien zugestellt.Ber Verpächter zu 2) legte 
gegen sie Beschwerde beim Landwirtschaftsgericht ein, mit 
der er die Aufhebung der’Entscheide und die Zurückweisung 
der Genehmigungsanträge des Pächters erstrebte. Er vertrat 
den Standpunkt, der Verlängerungsvertrag vom 28. Mai 1946 
sei durch die Versagung der Genehmigung seitens der Militär­
regierung hinfällig und durch -den Vertrag vom 1. Juli 1948 
ersetzt worden, so dass für dife Genehmigung des ersten Ver- 
längerungsverträges kein Baum mehr sei und das* Pachtverhält­
nis am 31* Oktober 1950 sein Ende erreicht habe. Ber Päch­
ter machte demgegenüber geltend, der Verlängerungsvertrag 
vom 28. Mai 1946 sei wirksam. In der mündlichen Verhandlung * 
vor dem Amtsgericht beantragte der Verpächter zu 2), der 
inzwischen seine Beschwerde als Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gegen die Genehmigung seitens der unteren 
Landwirtschaftsbehörde bezeichnet hatte, hilfsweise, fest­
est eilen, dass der Verlängerungsvertrag vom 28. Mai 1946

‘ iL

«



unwirksam sei? während der Pächter hilfsweise die 
Feststellung begehrte, dass der Pachtvertrag bis zum 
1» Juni 1956 laufe* Pas Amtsgericht wies durch Beschluss 
vom 17* April 1951 den Feststellungsantrag des Verpäch­
ters zu 2) zurück, der diese Entscheidung mit der sofor­
tigen Beschwerde angriff (10 Wlw 276/51 des OLG Hamm)«

Angesichts des über die Bauer der Pachtverträge ent­
standenen Streits wandte.sich Bene Anfang August 1950 an 
den Property Control Officer in A « « p p t  der ihm am 
21. August antwortete, die am 28« Hai 1946 vereinbarte

5 «Vertragsverlängerung sei nicht wirksam geworden, weil die 
erforderliche Genehmigung seinerzeit verweigert worden sei, 
und seiner Meinung dahin Ausdruck gab, dass das Pachtver­
hältnis am 31. .Oktober 1950 abJaufe. Eine Abschrift die­
ses Schreibens erhielt auch der Pächter. Dieser erhob nun­
mehr bei der englischen Dienststelle in A « » [ »  Gegenvor-r 
Stellungen, die den Property Control Officer in A « « »  
veranlassten, die Sache seiner Vorgesetzten Dienststelle, 
dem Senior Finance Officer in vorzulegen* Die­
ser entschied am 25* Oktober 1950 dahin, dass gegen -die 
Rechtswirksamkeit der Verträge vom 28* Mai 1946, durch 
welche die bestehenden Pachtverträge bis 1956 verlängert 
worden seien, keine Bedenken beständen, soweit die Gesetze 
Nr 52 und 53 der. Militärregierung in Frage kämen« B p p  
wandte sich daraufhin am 4« November 1950 erneut an den 
Property Control Officer in A « » » ,  w* klarstenen zu 
lassen, dass die Pachtverträge nur bis 1950 verlängert wor­
den seien. Die englische Dienststelle gab, nachdem sich 
auch der Pächter noch einmal zur Sache geäussert hatte, 
die Sache wiederum an den Senior Finance Officer in D « » B  
« » w e i t e r ,  der am 16. November 1950 u.a. folgende Ant­
wort erteilte:

nEs ist zu berücksichtigen, dass die Property Control 
Anweisung Nr 34 $G) eine Mindestlaufzeit von 2 Jahren
für landwirtschaftliche Pachtverträge vorsah und dass 
der damalige örtliche Referent seine Befugnisse über-
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schritt, indem er es unterließ, die ursprüngliche 
Vereinbarung über die Verlängerung des Pachtverhält­
nisses dem alldti zuständigen Property Control Offi­
cer zur Entscheidung vorzulegen«
Nachdem durch die. diesseitige Entscheidung gleichen 
Aktenzeichens vom 25» 10« 1950 alle im Zusammenhang 
mit den Gesetzen 52 und 53 bestehenden Rechtshinder-
nisse beseitigt worden sind, und die Verlängerung

# • ü  •

des Pachtvertrages bis 1956, soweit diese Gesetze in 
Betracht kommen, demgemäss als rechtswirksam angese­
hen werden kann, wird diesseits die Auffassung ver- 

, treten, dpss irgendwelche weiteren Prägen durch ein 
deutsches Gericht entschieden werden sollten und ent­
schieden werden könnten«n !.

\  ». • **4

Biese Entscheidung wurde den« Vertragsparteien durch den 
Property Control Officer in 8111 22 • November 1950
mitgeteilt.

Bie Verpächter verlangen im vorliegenden Verfahren die 
Verurteilung des Pächters zur Herausgabe der am Heidewe­
ge gelegenen Grundstücke von 40,5 Morgen, die Gegenstand 
des Pachtvertrages vom 12« Mai 1936 sind und teils dem 
Verpächter zu 1), teils seinem Sohne Ricardo gehören« Bie. 
Verpächter haben vorgetragen, sie befänden sich -. insbe­
sondere wegen der hohen öffentlichen Abgaben - in schwie-

*. . t <rigen wirtschaftlichen Verhältnissen und seien infolgedes­
sen zur Veräüsserung von Grundstücken genötigt. Sie hätten 
deshalb der Landwirtschaftskammer in die Grundstücke
am H t f i  zum Rauf angeboten, die dort eine Geflügel zucht- 
und Versuchsstation errichten wolle. Bie Verpächter sind der 
Auffassung, dass sie die Herausgabe dieser Grundstücke von 
dem Pächter verlangen können, weil die Pachtverträge bereits 
am 31. Oktober 1950 abgelaufen seien. Biese Ansicht stützen 
sie darauf, dass die Pachtverlängerung bis zum Jahre 
1956 ohne Wissen und Willen dies Br. Ricardo L ^ ^ a l s  Ver­
treter ohne Vertretungsmacht vorgenommen, der* Verpächter • 
zu 2) diese Massnahme nicht gebilligt, sich aber mit einer

i



Verlängerung bis zum 31. Oktober 1950 einverstanden er-, 
klärt habe, die dann auch unter Mitwirkung des Pächters 
vereinbart worden sei. Sie meinen, die spätere Genehm!-r 
gung der Verträge vom 28. Mai 1946 durch die Militärregie­
rung sei rechtlich ohne Bedeutung, da kein bis 1956 laufen­
der Vertrag mehr in Kraft gewesen sei und die Wiederinkraft­
setzung der Verträge vom 28. Mai 1946 einer schriftlichen 
Vereinbarung bedurft hätte, eine solche aber nicht getrof­
fen und die ai l.<Juli 1948 festgesetzte Verlängerung bis 
1950 infolgedessen nicht aus der Welt geschafft worden sei. 
Die Verpächter halten den geltend gemachten Herausgabean­
spruch selbst -dann für gerechtfertigt, wenn das Pachtver­
hältnis noch bestehen sollte, da der Pächter', der nach dem
Vertrage ohnehin auf ihr Verlangen 25 Morgen herauszugeben 
habe, ihre Verhandlungen mit der Landwirtschaftskammer durch 
falsche Angaben über die Eignung der Grundstücke zu den ge­
dachten Zwecken gestört und auch seine Vertragspflichten 
nicht voll erfüllt habe, so dass sie zu einer fristlosen 
Kündigung befugt seien. Die Verpächter haben hilfsweise be­
antragt, den Pächter zur Herausgabe der ganzen Pachtung zu 
verurteilen.

Der Pächter hat um Zurückweisung der Anträge der Ver­
pächter gebeten und weiter beantragt, festzustellen, dass 
die Pachtverträge gemäss den Verlängerungen'ertragen vom 
28. Mai 1946 bis zum 1. Juni 1956 laufen. Er hat sich auf 
den Standpunkt gestellt, die Verträge vom 28. Mai 1946 
seien wirksam, weil der Property Control Deferent in 
zur Entscheidung über die Genehmigung nicht zuständig ge­
wesen sei, die Verträge vom 1. Juli 1948 nur dem Standpunkt 
der Militärregierung hätten Hechnung tragen sollen und die 
Vertragsparteien darüber einig gewesen seien, dass es bei 
der am 28. Mai 1946 vereinbarten Verlängerung sein Bewen­
den haben solle. Für die Dichtigkeit seiner Auffassung hat 
der Pächter angeführt: Bis zum Sommer 1950 sei von einem 
Ablauf des Pachtverhältnisses am 31* Oktober 1950 niemals 
die Hede gewesen. Tatsächlich seien die Abmachungen vom 28. 
Mai*1946 auch durchgeführt worden. So habe er die in dem da-
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maligen Zusatzabkommen übernommenen Leistungen bewirkt, 
ohne dass'die Verpächter dem widersprochen hätten, die 
sich selbst auch nicht auf eine Beendigung der Pacht im 
Oktober 1930 eingerichtet hätten, wozu aller Anlass be­
standen haben würde, da sie nach dem Vertrage verpflich­
tet seien, bei seinem Ablauf das Inventar zu übernehmen,
und hierzu mindestens 200 000 DM erforderlich seien. Im* ♦
übrigen sei auch der Verpächter zu 2) von dem Fortbestand* 
des Pachtverhältnisses ausgegangen, denn andernfalls wür­
de seine Bitte, 23 Morgen zum 1. November 1930 von der Pach­
tung freizugeben, nicht verständlich sein. Die Verpächter 
könnten sich auch nicht darauf berufen, dass er nach dem 
Vertrage zur Freigabe von 23 Morgen verpflichtet sei, denn 
er habe, im Laufe der7 Jahre bereits auf eine weit grössere 
gepachtete Fläche verzichtet, auch sei zu berücksichtigen, 
dass er eine Verlängerung des Pachtverhältnisses hätte be­
antragen können,* hiervon aber iLm Interesse der Verpächter 
und im Vertrauen auf die Abmachungen vom 28. Mai 1946 ab­
gesehen habe. habe denn auch wiederholt geäussert,
es solle trotz der Versagung der Genehmigung alles beim 
alten bleiben. Die Verpächter hätten an dieser Verlängerung 
wegen der Bodenreform auch selbst ein Interesse gehabt, wie 
die Tatsache zeige, dass sie ypn dem Verpächter zu 1) ange­
regt worden sei, nachdem sein Beistand N ^ H f e  sie empfohlen 
habe. Der Verpächter zu 2) sei'zwar zunächst.gegen eine lang- 
fristige Verlängerung gewesen, aber hinterher anderen Sinnes 
geworden. Die Verlängerung, sei im übrigen auch deshalb vorge­
nommen worden, weil er bereits*6Ö 000 BM in die Pachtung hin­
eingesteckt gehabt habe.
Der Pächter hat ferner bestritten, Grund zu einer frist­

losen Kündigung gegeben und insbesondere die Verkaufsver­
handlungen mit der Landwirtschaftskammer gestört zu haben.
Br will lediglich der Wahrheit entsprechend geäussert haben, 
dass die Grundstücke am feucht und daher für den
vorgesehenen Zweck ungeeignet seien. Auch hat der Pächter 
in Abrede gestellt, seinen vertraglichen Verpflichtungen 
nicht nachgekommen zu sein.
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Das Amtsgericht hat durch Beschluss vom 17«. April 1951 
den Antrag der Verpächter auf Bäumung zurückgewiesen und 
auf‘Antrag des Pächters festgestellt, dass der zwischen 
den Parteien geschlossene Pachtvertrag his zum 1. Juni 
1956 läuft.

Die Verpächter haheh gegen diese Entscheidung sofortige 
Beschwerde eingelegt' und zu ihrer Begründung im wesentli- 
chcn ihr .bisheriges Vorbringen wiederholt," dem Pächter 
aber insbesondere, noch vorgeworfen, der* Landwirtschaftts- 
behörde.und. auch der Militärregierung deh Abschluss der 
Verlängerungsverträge vom 1». Juli 1948 verschwiegen zu ha­
ben» Sie haben.ferner darauf hingewiesen,'dass die Vertrags- 
Parteien nach der Genehmigungsverweigerung. durch die Mili­
tärregierung sich abwartend verhalten und dementsprechend 
zunächst nichts -unternommen hätten, und weiter geltend ge­
macht, der Pächter habe die in der Zusatzvereinbarung vom 
28» Mai 1946 übernommenen Verpflichtungen nur zum Teil er­
füllt»

Der Pächter hat ebenfalls seinen früheren Vortrag wieder­
holt und ergänzend vorgebracht, er habe die Genehmigung der 
Pachtverträge erst beaniragf, nachdem die Verpächter Ver­
pflichtungen aus ihnen bestritten hätten» ‘Nach seiner Dar­
stellung soll die. Militärregierung Über den ganzen Sachver­
halt unterrichtet gewesen sein. Er hat weiter geltend ge-

• i ■ »macht, die Verträge vom 28» Mai 1946 seien in Kraft geblie­
ben mit der Massgabe,' dass jeweils nach 2 Jahren eine wei­
tere Genehmigung der Militärregierung einzuholen gewesen 
sei. Im übrigen sei die Entscheidung der englischen Dienst­
stelle in die nicht zuständig gewesen sei, dahin zu
verstehen, dass zwar eine Genehmigung für die Dauer von 8 
Jahren nicht erteilt werden könne, aber eine solche für 2 
Jahre möglich sei» Dass die Vertragsparteien an dem ersten 
Verlängerungsvertrage festgehalten hätten, zeige sich auch 
darin, dass der Verpächter zu 1) von ihm im Jahre 1949 un­
ter Berufung auf die*im Vertrage vom 28. Mai 1946 übernomme-
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nen Verpflichtungen eine Nachzahlung verlangt habe* Die* * £ *Sinne sänderung der Verpächter sei darauf zurückzuführen, 
dass sie, wie ein Brief des Verpächters zu 1) an-den Bitter­
gutsbesitzer N ^ B ^ vom 11 ° Februar 1931 ergebe, nunmehr 
die Absicht hätten, möglichst grosse Besitzteile oder auch 
den ganzen Besitz nach Brasilien zu verlagern. Der Verpäch­
ter zu 2)- habe bei seiner Anwesenheit in Deutschland an eine 
Beendigung des Pachtverhältnisses im Oktober 1950 nicht ge­
dacht, denn er, habe sich damals von ibm Geld geliehen, das. 
mit mehr als der. Hälfte auf erst nach Oktober 1950 fällig 
werden Pachtzinsen habe verrechnet werden sollen«

In der Beschwerdeinstanz ist das ebenfalls im zweiten 
Rechtszuge schwebende Verfahren 10 Wlw 276/51 mit dem vorlie- « 
genden Verfahren im Einverständnis mit den Beteiligten zu ge­
meinsamer Verhandlung und Entscheidung verbunden worden« Der 
Verpächter zu 2). hat seinen Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung gegen die Genehmigung der Pachtverträge durch die unte­
re Landwirtschaftsbehörde zurtickgenommen. Beide Verpächter 
haben beantragt,.» den Pächter zur Herausgabe der am H ^ ^ l  
gelegenen Grundstücke in Grösse von 40,5 Morgen zu verurtei­
len und festzustellen, dass die Pachtverträge vom 12. Mai 1956 
und 17* Januar 1957 am 31« Oktober 1950 abgelaufen seien. Hilfs­
weise 'haben sie um die .Verürtell-tmg des Pächters zur Herausgabe 
der gesamten Pachtung gebeten. i?Der Pächter hat die Zurückwei­
sung der Beschwerden und Anträge dör Verpächter beantragt und 
seinerseits die Feststellung begehrt, dass beide Pachtverträge 
bis zum 31» Mai 1956 laufen. Hilfsweise hat er um Pachtschutz 
bis zum 31. Mai 1956 gebeten. *
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Bas Beschwerdegericht hat nach Anhörung des Verpächters 
zu 1) und des Pächters sowie der Vernehmung des Administrators 
B ^ p  als Zeugen durch Beschluss vom 19» Dezember 1951 die An­
träge der Verpächter unter Zurückweisung der Beschwerden ab­
gewiesen und auf Antrag des Pächters festgestellt, dass die 
Pachtverhältnisse aus den Pachtverträgen vom 12. Mai 1936 
und 17. Januar 1937 bis zum 31. Mai 1956 bestehen«

0
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Hiergegen richten sich die Rechtsbeschwerden der Ver­
pächter; mit denen sie ihre im zweiten Rechtszuge gestell­
ten Anträge weiter verfolgen. Der Pächter bittet um Zurück­
weisung dieser Rechtsmittel

Die Rechtsbeschwerden sind unbegründet«
« '
$ .

Das Beschwerdegericht ist davon ausgegangen; dass die 
Hauptanträge beider Parteien ihrem Inhalt nach die Frage 
zum Gegenstand hätten, ob die Pachtverträge vom 12. Hai 
1936 und 17«* Januar 1937 noch.bis:. zum 31. M$i 1956 bestehen 
oder bereits am 31. Oktober 1950 abgelaufen sind. Für diese 
Frage hat es *als entscheidend angesehen, welche Bedeutung 
den verschiedenen Nachtragsverträgen und den Massnahmen der 
Militärregierung beizulegen sei.'

Das Oberlandesgericht hat festgestellt, nach dem Willen 
der Parteien seien die Pachtverträge zunächst durch die Ver­
einbarungen vom 28. Mai 1946 bis zum 31. Hai 1956 verlängert 
worden, und die diesbezüglichen Erklärungen des Administra­
tors B ^ l  als für den Verpächter zu 2) bindend angesehen, 
weil B ^ p  damals, zu derartigen Vertragsschlüssen auf Grund 
der ihm erteilten Vollmacht berechtigt gewesen sei. Es hat 
weiter erwogen, dass der Schriftverkehr zwischen B ^ p  und 
seinem Vollmachtgeber- über die Vertragsverlängerung erst 
nach dem Abschluss der Verlängerungsverträge stattgefunden 
habe, so dass er für dier ä&" 28. Mai 1946 getroffenen Verein­
barungen-ausser Betracht bleiben könne.

Das Beschwerdegericht hat weiter den Standpunkt vertre­
ten, die für die Verlängerung der Pachtverträge erforderli­
che Genehmigung der Militärregierung sei erteilt worden, 
weil hierfür allein das den Parteien mitgeteilte Schreiben 
des Senior Finance Officer vom 25« Oktober 1950 massgebend 
sei, da es sich um die Entscheidung der dem Property Control 
Referent in und dem Property Control Officer in A p p  

Vorgesetzten Dienststelle gehandelt habe und sich aus 
ihr ergebe, dass die Stellungnahme.des Senior Finance Officer 
ausschlaggebend sein solle und die frühere Nicht-genehmigung
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durch die ihm unterstellten Dienststellen auf eine irrige 
Auslegung der gegebenen Anweisungen zurückzuführen sei«
Das Oberlandesgericht hat angesichts dieser klaren Stel­
lungnahme der obersten Dienststelle der Militärregierung 
eine erneute Vorlage der Sache bei dieser nicht für erfor­
derlich erachtet und festgestellt, dass aus dem Kontroll- 
ratsgesetz 52 keine Bedenken gegen die vereinbarte Verlän­
gerung bis zum' 31. Mai 1956 herzuleiten seien«

v  *

Als entscheidend hat das Beschwerdegericht danach ange­
sehen, ob durchrdie Vereinbarungen vom 1« Juli 1948 zwi­
schen dem Dr«. Ricardo und dem Pächter die ursprünglich
festgelegte Verlängerung beider Pachtverhältnisse bis zum 
51« Mai 1956 in eine Verlängerung nur bis zum 31* Oktober 1930 
abgeändert worden sei« Diese Frage hat das Beschwerdegericht 
für beide Pachtverträge gesondert untersucht«

Hinsichtlich des Pachtvertrages vom 12« Mai 1936 hat das 
Beschwerdegericht ausgeführt: Diesen Vertrag hätten die bei­
den Verpächter gemeinsam abgeschlossen, wobei in dem Vertrage 
nicht zum Ausdruck gekommen sei, dass das Pachtobjekt teils 
.im Eigentum des Dr. Ernst B ^ p u n d  teils im Eigentum seines 
Sohnes stehe, da in ihm beide Verpächter nur gemeinsam han- 
delnd aufträten. Das sei offenbar geschehen, um das Out 

unabhängig yon den Eigentumsverhältnissen als eine 
wirtschaftliche Einheit zu behandeln, denn diese Zusammen­
fassung ergebe sich auf den ersten Blick aus sämtlichen 
EinzelbcStimmungen des Pachtvertrages,* die sich nicht in 
zwei selbständige Pachtverträge zerlegen Hessen. Dass die­
se Zusammenfassung dem Willen der Verpächter entsprochen ha­
be, sei in der mündlichen Verhandlung von dem Verpächter zu 1) 
auch zum Ausdruck gebracht worden. Das Zusammenwirken der Ver­
pächter sei rechtlich als Vereinbarung eines Gesellschafts- 
verhältnisses im Sinne der §§ 705.ff BOB anzusehen, auch 
wenn Einzelheiten des Gesellschaftsvertrages nicht bespro­
chen worden und die Verpächter sich über den Begriff des Ge­
sell Schaftsverhältnisses nicht klar geworden seien.. Daraus



folge, dass die Verpächter für die Dauer der Verpachtung 
des Gutes in einem Gesellschaftsverhältnis mit­
einander verbunden blieben und alle Angelegenheiten im Rah­
men des Pachtverhältnisses nach den Vorschriften über die 
Geschäftsführung und Vertretung bei einer Gesellschaft er­
ledigen müssten. Da die Verpächter besondere Abreden über
die Geschäftsführung und die Vertretung nicht getroffen hätten,* *
ständen ihnen diese nur gemeinschaftlich zu. Die tatsächliche 
Handhabung seit Abschluss des Vertrages zeige, dass beide 
Verpächter"zwar gemeinsam, aber doch stets selbständig ihr 
Recht wahrgenommen hätten und Dr« Ricardo die Geschäfts-
•führung nicht etwa stillschweigend seinem Vater überlassen ha­
be, was gerade in der Bevollmächtigung des Onkels zum Aus­
druck gekommen sei. Die Verpächter könnten danach nur ge-

•  * •

meinschaftlich über die Rechte aus dem Pachtverhältnis ver­
fügen; es sei nicht etwa jede* von ihnen für sich vertre­
tungsberechtigt. In dem Nachtragsvertrag vom 1. Juli 1948 
zu dem Pachtverträge vom 12. Mai 1936 sei ausdrücklich be­
tont worden, dass diese Vereinbarung nur für den Verpäch­
ter zu 2) gelten solle, da lediglich von den ihm gehörigen 
Grundstücken die Rede sei. Zu dem Abschluss einer solchen 
Vereinbarung mit Wirkung für die Gesellschaft und ebenso 
mit Wirkung auf den Pachtvertrag sei der Verpächter zu 2) 
nicht legitimiert gewesen, da er die Gesellschaft allein 
nicht habe vertreten können. Diese Vereinbarung hätte nur 
wirksam werden können, wenn Dr. Ernst L ^ p  mit ihr einver­
standen gewesen wäre. Da dieser aber überhaupt nicht dazu 
gehört worden sei, könne er auöh sein Einverständnis nicht 
gegeben haben. Abgesehen hiervon komme der Vereinbarung vom
1. Juli 1948 auch nicht die Bedeutung zu, die die Verpäch­
ter ihr jetzt beimessen möchten. Sie sei durch die Entschei- 
dung des Property Control Referenten in veranlasst wor­
den. Wenn in der Vereinbarung gesagt sei, sie werde im Ein- 
. Verständnis mit Dr. Ricardo Ltffc getroffen, so komme dem 
eine selbständige Bedeutung jedenfalls in dem Sinne nicht zu,

J
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* 4dass eine darüber hinausgehende Verlängerung nicht, im Bin- 
Verständnis dieses Verpächters gelegen habe« Soweit die Ver- 
' einbarung mit Rücksicht auf die Stellungnahme der Militärre­
gierung getroffen worden sei, habe sie dazu dienen sollen, ' 
deren Verlangen entgegenzukommen« Bas besage noch nicht, 
dass die.Parteien von der vorher vereinbarten Verlängerung 
um 8 Jahre hätten abrücken wollen. Gegen diese Absicht spre­
che das Schreiben des Verpächters zu 1) vom 24. September 
1946, das er.an seinen Beistand gerichtet und in dem
er u.a. gesagt habe, er halte es durchaus für denkbar, wei­
terhin so zu handeln, als ob der Vertrag in Ordnung sei, 
auch wenn er von* der Militärregierung jeweils nur für zwei 
Jahre genehmigt werde. Bas sei offenbar die Meinung beider 
Verpächter gewesen, wenn Br. Ricardo auch zeitweilig
mit der Verlängerung um 8 Jahre nicht einverstanden gewesen 
sein möge und vielleicht daran gedacht habe, zunächst nur 
eine Verlängerung um 2 Jahre zu bewilligen. Aus dieser Ab­
sicht sei jedenfalls kein endgültig feststehender Entschluss 
geworden. Bagegen sprächen so erhebliche Umstände, dass er 
nicht mit ausreichender Sicherheit festgestellt werden kön­
ne» So seien bei der Verlängerung am 28. Mai 1946 verschie­
dene Zusatzvereinbarungen getroffen worden, die für beide 
Seiten von erheblicher Bedeutung gewesen, aber bei der Ver­
längerung am 1. Juli 1948 nicht erwähnt worden seien, obwohl 
das erforderlich gewesen wäre«In dem ursprünglichen Pacht­
verträge hätten.beide Verpächter gemeinsam sämtliche Hechte 
und Pflichten übernommen. Wenn hierin eine Änderung eingetre­
ten sei, so sei das für jeden der beiden Verpächter von Be­
deutung gewesen und damals auch dadurch zum Ausdruck gekom­
men, dass B^ft die Zusatzvereinbarungen ebenfalls unterzeich­
net habe. Wenn am 1. Juli 1948 über die frühere Verlängerung 
und die Zusatzvereinbarungen nichts gesagt worden sei, so 
deute dies darauf hin,dass man die früheren Vereinbarungen 
soweit als möglich in Kraft lassen wollte. Bie Richtigkeit 
dieser Auslegung werde durch das Verhalten des Verpächters 
zu 2) bei seinem Aufenthalt in Beutschland zur Gewissheit.
So habe dieser, obwohl er öfter mit dem Pächter zusammenge- 
lcommen sei, über das Pachtende nicht gesprochen, das seiner
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angeblichen Meinung nach 4 Monate nach Abschluss seines 
Besuchs habe eiritreten sollen. Dagegen seien Vereinbarungen 
getroffen worden', durch die der Pächter 23 Morgen aus der 
Pachtung für einen Zeitpunkt freigegeben habe, zu dem das 
Pachtverhältnis nach der jetzigen Einlassung der Verpächter 
sein Ende gefunden haben solle. Auch habe der Pächter damals 
eine Pachterhöhung zugestanden, über deren Verrechnung erst 
gegen Ende des. Jahres Klarheit gewonnen worden und bei der 
zumindest »damit zu rechnen gewesen sei, dass sie in das Pacht 
jahr 1951. hineinreichen werde. Solche Vereinbarungen wären 
aber nicht zu verstehen, wenn der Verpächter zu 2) der Auf­
fassung gewesen wäre,..das Pachtverhältnis dauere nur noch 
bis zum 31« Oktober 1950. Hinzu komme, dass er bei seiner
Rückreise zu.seinem Onkel geäussert habe, er sei mit allem 
einverstanden» was sein Vater tue. Dieser habe aber das 
Pachtverhältnisniemals durch eine besondere Vereinbarung
auf einen kürzeren ais. den am 28. Mai 1946'festgesetzten 
Zeitraum abgestellt. Seine Äusserung könne danach nur den
Sinn gehabt haben, dass er mit derselben Verlängerung ein­
verstanden sei wie sein Vater. Schliesslich hätte die Über­
nahme des Inventars im Werte von etwa 200 000 DM einer sorg­
fältigen Vorbereitung bedurft. Gleichwohl sei diese wichtige
Frage von den Parteien damals nicht erörtert worden. Auch

* •  , ♦

dies lasse sich nur damit erklären, dass die Verpächter 
nicht den 31* Oktober 1950 als. wirkliches Pachtende ange-. . . . • i,  ̂. * •sehen hätten»Sehe man so einige wichtige Umstände im Zu­
sammenhang, so lege dies den Schluss nahe, dass Dr. Ricardo 

und der Pächter die Vereinbarung vom 1. Juli 1948 nur 
getroffen hätten, um der Entscheidung der Militärregierung 
zu entsprechen, dass sie aber im.Übrigen zu der Vereinba­
rung vom 28. Mai 1946 hätten stehen wollen, soweit es sich
mit der Stellungnahme der Militärregierung vereinbaren las­
se. ' ' .

Das Beschwerdegericht hat angenommen, das Gleiche gelte 
auch für den Pachtvertrag vom 17. Januar 1937 und die ihn 
betreffenden Rachtragsverträge, wenn insoweit auch kein Ge­
sell Schaftsverhältnis vorliegei. Es hat erwogen, dass die den
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Gegenstand dieses Pachtvertrages bildenden Grundstücke 
von dem 'Pächter mit dem Gut zu einer wirtschaft­
lichen Einheit verbunden und stets von ihm aus bewirtschaf­
tet worden seien. Das Beschwerdegericht hat Anhaltspunkte 
dafür vermisst, dass Br. Ricardo diese Grundstücke
aus dem wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Hauptpacht­
objekt habe lösen und wieder selbständig behandeln wollen, 
zumal da dies andernfalls bei den persönlichen Rücksprachen 
mit dem Pächter anlässlich seines Aufenthalts in Deutsch­
land sicher zur Sprache gekommen wäre. Von diesem Stand­
punkt aus hat das Oberlandesgericht die Ansicht vertreten, 
dass, wenn der wirtschaftliche Zusammenhang habe gewahrt 
bleiben sollen, die Nachtragsvereinbarungen zu dem Vertra­
ge vorn]?. Januar 1937 auch so gewertet werden müssten, 
wie die Nachtragsvereinbarungen zu dem Pachtverage vom 
12. Mai 1936. Daraus hat es hergeleitet, dass auch in­
soweit die ursprünglich vorgesehene Verlängerung nicht 
abgeändert worden sei, sondern die Beteiligten sich nur 
zeitweilig den Anordnungen der Militärregierung angepaßt 
hätten, so dass* mit dem Portfall der von ihr angeordneten 
Beschränkungen der ursprüngliche Parteiwille wieder sein 
volles Gewicht erlangt habe. Das Oberlandesgericht hat 
endlich in dem Verhalten des Verpächters zu 2), insbe­
sondere während seiner Anwesenheit in Deutschland, eine 
Bestätigung seiner Ansicht gesehen, dass er mit der er­
sten und umfassenderen Verlängerung einverstanden gewe­
sen sei, die nicht ausdrücklich aufgehoben worden sei 
und deshalb habe .'.wirksam bleiben können.

Die Rechtsbeschwerde meint, die Entscheidung des Ober-' 
landesgerichts unterliege erheblichen rechtlichen Beden­
ken, und unterzieht ebenso, wie es seitens des Beschwer­
degerichts geschehen ist, die Pachtverträge vom 12. Mai 
1936 und 17.. Januar 1937 einer gesonderten Betrachtung.

Hinsichtlich des erstgenannten Vertrages rügt sie die 
Annahme des Beschwerdegerichts, das Schreiben des Senior 
Pinance Officer in vom 23. Oktober 1930 sei

. i

l

>k
*



-  19 -

für die Beurteilung der Rechtslage massgebend. Sie weist 
auf den Vortrag der Verpächter hin,.dass der Referent 
der Dienststelle in U ^ ß  gleichzeitig Referent der zu­
ständigen Dienststelle in A ^ H H )  gewesen sei, und fol­
gert hieraus, dass im Jahre 1946 die Genehmigung der Ver­
tragsverlängerung von der .zuständigen Dienststelle der Mi­
litärregierung versagt worden sei. Die Rechtsbeschwerde 
hält es ausserdem im Interesse der Rechtssicherheit im' 
rechtsgeschäftlichen Verkehr nicht für angängig, eine 
solche Entscheidung erst nach 4 Jahren anzufechten, wie 
es seitens des Pächters geschehen sei. Nach ihrer Auffas­
sung besagt die Stellungnahme des Senior Finance Officer 
lediglich, dass” für die Genehmigung eines Pachtvertrages 
eine Mindestdaner von 2 Jahren Voraussetzung sei. Daraus 
will die Rechtsbeschwerde herleiten, dass die von der Mi­
litärregierung erteilte Genehmigung keinesfalls ungültig 
sei, da die vorgenommene.Verlängerung sich auf 2 Jahre er­
streckt habe. Aus der Feststellung des Senior Finance Offi­
cer, dass Bedenken gegen eine Verlängerung des Vertrages 
bis zum 31• Mai 1936 nicht beständen, folgert die Rechts­
beschwerde, dass dann auch keine Bedenken gegen die zwei­
jährige Verlängerung bestehen könnten. Sie bemängelt, dass 
das Beschwerdegericht diesen Tatbestand nicht zutreffend 
behandelt habe. »•

Die Rechtsbeschwerde'hält die Ansicht des Oberlandesge­
richts, der Gutspachtvertrag fasse die den Verpächtern ge­
hörenden Grundstücke zu einer wirtschaftlichen Einheit zu­
sammen, für zutreffend und. lässt die Frage, ob die Bezie­
hungen der Verpächter zueinander als Gesellschaftsverhält- 
anzusehen sind, offen. Sie greift aber die Feststellung des 
Beschwerdegerichts an, dass die Verpächter über die Geschäfts 
führung keine besonderen Vereinbarungen getroffen hätten, 
und meint, die Fassung des Nachtragsverträges vom 1. Juli 
1948 besage noch nicht, dass die Vereinbarung nicht im Ein­
vernehmen mit dem Verpächter zu l) getroffen worden sei; 
wenn man berücksichtige, dass bis dahin unstreitig sämtliche
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Vereinbarungen und Handlungen, die das Gut beträfen, 
im Zusammenwirken der beiden Verpächter vorgenommen wor­
den seien, müsse grundsätzlich davon ausgegangen werden, 
dass der Verpächter zu 1) auch mit dem Verlängerungsver­
trage vom 1. Juli 1948 einverstanden gewesen sei, zumal 
da keine Anhaltspunkte für die Richtigkeit der gegentei­
ligen Ansicht des Besqhwerdegerichts vorhanden seien, 
das den Sachverhalt danach unzutreffend gewürdigt und 
auch nicht berücksichtigt habe, dass der Verpächter zu
1) von dem Vorgehen seines Sohnes jedenfalls Kenntnis 
erlangt und es zumindest genehmigt habe.

Die Rechtsbeschwerde wendet sich ferner gegen die 
Annahme des Beschwerdegerichts, der Vereinbarung vom 
1. Juli 1948 komme nicht die Bedeutung zu, die ihr die 
Verpächter jetzt beimessen möchten, und bemängelt, dass 
das Oberlandesgericht den Schriftwechsel zwischen dem 
Verpächter zu 2) und dem Zeugen BflP nicht berücksich­
tigt habe, aus den sich ergebe, dass der Verpächter zu
2) seinerzeit eine Verlängerung bis 1956 abgelehnt habe 
und nur zu einer kurzfristigen Verlängerung bereit gewe­
sen sei, wovon der Pächter unterrichtet und womit er auch 
einverstanden gewesen sei. Sie hält die Würdigung dieser 
tatsächlichen Gegebenheiten durch das Beschwerdegericht 
für unzutreffend und räumt lediglich ein, dass die Ver­
pächter dem Mehter über das Jahr 1950 hinaus eine ge­
wisse Pachtverlängerung hätten zubilligen, aber nicht
an der Verlängerung bis 1956 hätten festhalten wollen*
In diesem Zusammenhang weist die Rechtsbeschwerde darauf 
hin, dass keinerlei Anhaltspunkte für ein späteres Einver­
ständnis des Verpächters zu 2) mit einer Verlängerung bis 
1956 vorhanden seien und das Oberlandcsgericht auch die 
Bedeutung des Zusatzvertrages vom 28. Hai 1946 verkannt 
habe, der von dem Pächter im wesentlichen nicht befolgt 
worden sei, so dass es sich erübrigt habe, am 1. Juli 
1948 wegen dieses Zusatzvertrages besondere Abmachungen .



-  21 -

zu treffen- Die Rechtsbeschwerde rügt weiter,, das Be- 
schwerdegericht habe der Tatsache, dass der Verpächter 
zu 2) bei seinem Besuch in Deutschland den Pächter nicht 
selbst auf das nahe Pachtende aufmerksam gemacht, habe, 
zu Unrecht wesentliche Bedeutung beigemessen, denn es 
habe nicht berücksichtigt, dass grundsätzlich der Admini­
strator für alle.Fragen der Verwaltung zuständig gewesen 
und seit Beginn des Verfahrens vorgetragen worden sei, 
die Verpächter hätten nicht die Absicht gehabt, den Päch­
ter im Jahre 1950 von der Pachtung zu entfernen, sondern 
hätten ihm, wie* es ihm früher in Aussicht gestellt worden 
sei, eine weitere Pachtverlängerung zubilligen und den 
Pachtvertrag stillschweigend weiter laufen lassen wollen, 
so dass besondere Abmachungen Über die Inventarübernahme 
nicht erforderlich gewesen seien. Die Verpächter weisen 
in diesem Zusammenhang auf den von ihnen gestellten He- 
rausgabeanträg hin, der sich nur auf eine Fläche von 40,5 
borgen beziehe' und den sie nur hilfsweise vorsorglich auf 
das ganze Pachtobjekt ausgedehnt hätten, woraus sich ohne 
weiteres ergebe, dass sie dem Pächter nicht die ganze Pach­
tung hätten wegnehmen wollen. Die Rechtsbeschwerde macht 
ferner darauf.aufmerksam, dass die Herausgabe der 23 Morgen 
und die Zahlung der 3000.-DK mit der Verpachtung des Gutes 

nichts zu tun hätten und daher bei der Beurtei­
lung der Verlängerungsfrage bezüglich des Pachtvertrages 
vom 12. Hai 1936 nicht hätten berücksichtigt werden dürfen.

Die Rechtsbeschwerde bemängelt ferner, dass das Be­
schwerdegericht den Herausgabeanspruch gänzlich abgewiesen 
habe, obwohl der Pächter nach dem Vertrage zur Freigabe 
von 25 Korgenverpflichtet sei und die Pachtung jetzt nach 
der Behauptung der Verpächter einen grösseren Umfang habe 
als zu Beginn des Pachtvertrages, so dass es auf die von 
dem Pächter geltend gemachte frühere Freigabe von Lände­
reien nicht ankommen könne. Die Verpächter meinen, das Be-

>
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schwerdegericht hätte diese Frage prüfen müssen; seine 
Entscheidung laufe praktisch auf eine Abänderung des 
Pachtvertrages dahin hinaus, dass der Pächter zur Heraus­
gabe von 25 Morgen entgegen der vertraglichen Vereinba­
rung nicht mehr verpflichtet sei.

#
* *«

Pie Hechtsbeschwerde hält die Entscheidung über den
« ,

Fortbestand des Vertrages vom 17. Januar 1937 erst recht 
für unzutreffend, weil die rechtliche Würdigung des Ober­
landesgerichts in dem gegebenen Sachverhalt keine Stütze
finde, dieser im Gegenteil diese Würdigung überhaupt nicht

* % , • >: •

zulasse. Pie Rechtstieschwerde weist darauf hin, dass der * 
Verpächter zu 2) den Grundbesitz bei Haus baldmög­
lichst habe realisieren und den Gegenwert transferieren 
wollen, und infolgedessen an der Zusammenfassung dieser 
Grundstücke mit. dem Gut zu einer wirtschaftlichen
Einheit kein Interesse gehabt habe. Auch die Würdigung des 
Verhaltens des Verpächters zu 2) während seiner Anwesen­
heit in Peutschland hält die .Hechtsbeschwerde für verfehlt, . 
da die Tatsache, dass er damals auf das bevorstehende Pacht­
ende nicht hingewiesen habe, sich ohne weiteres aus seiner 
Absicht erkläre, dem Pächter eine Verlängerung des Pacht­
verhältnisses für einige Jahre* zuzugestehen, aber nicht da- 
für spreche, dass der Verpächter zu 2) durch dieses Still­
schweigen den ersten Verlängerungsantrag wieder habe in 
Kraft setzen wollen.

Pie sen Rügen war der Erfolg zu versagen.<
Pie Hechtsbeschwerde wendet sich im wesentlichen gegen 

die Würdigung, die der festgestellte Sachverhalt durch das 
Beschwerdegericht gefunden hat. Sie wirft ihm vor, das tat­
sächliche Vorbringen nicht erschöpfend berücksichtigt, ge­
gen Penkgesetze verstossen und allgemeine Erfahrungssätze 
ausser acht gelassen zu haben.
I. Pie Verpächter halten die Ansicht des Oberlandesgerichts,

*

die nach den damaligen Vorschriften für die Wirksamkeit der
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Verlängerungsverträge vom 28- Mai 1946 erforderliche Ge­
nehmigung der Britischen Militärregierung sei durch das 
Schreiben des Senior Finance Officer vom 25. Oktober 1950 
erteilt worden, für irrig, weil das Beschwerdegericht 
nicht berücksichtigt habe, dass, wie sie vorgetragen hät­
ten, der Property Control Referent in zugleich Refe­
rent der zuständigen Dienststelle in Arnsberg gewesen sei, 
v/aaus sich ergebe, dass die zuständige Stelle im Jahre 
1946 die Genehmigung der Verlängerungsverträge versagt ha­
be. Der Rechtsbeschv/erde ist zuzugeben, dass das Oberlandes-* v
gericht dieser Behauptung nicht nachgegangen ist. Dessen

. • * V

bedurfte es aber auch nicht. Der Äusserung des an sich 
zuständigen Property Control Officer in vom 21 *
August 1930 ist zu entnehmen, dass er die im Jahre 1946 
getroffene Entsendung des Referenten in V +  als massge- 
bend und offenbar auch als sachlich richtig angesehen hat» 
Das ist indessen, wie das Beschwerdegericht mit Recht an­
genommen hat, rechtlich ohne Bedeutung. Der Bescheid des 
Senior Finance Officer in vom 25* Oktober 1930
enthält nämlich nicht, wie die Rechtsbeschwerde meint, le­
diglich den Hinweis, dass sich eine Verpachtung auf minde­
stens 2 Jahre erstrecken.müsse. Auf die Vorstellungen des 
Pächters hin hat der Property Control Officer in 
sich einer eigenen Entscheidung enthalten und die Angele- 
genheit seiner Vorgesetzten Dienststelle in un’“
terbreitet. Diese hat zwar in ihrem Schreiben vom 16. No­
vember 1950 erwähnt, 'dass die Property Control Anweisung 
Nr.34 (G) eine Mindestlaufzeit von 2 Jahren für landwirt­
schaftliche Pachtverträge vorgesehen habe; sie hat sich 
aber nicht hierauf beschränkt, sondern darüber hinaus 
festgestellt, dass der damalige örtliche Referent seine 
Befugnisse überschritten habe, und auf ihre Entscheidung 
vom 25. Oktober 1950 hingewiesen, nach der alle im Zusam­
menhang mit den Gesetzen Nr. 52 und 53 bestehenden Hinder­
nisse beseitigt seien. In dem Bescheid vom 25. Oktober 1950



so—hat der Senior Finance Officer unzweideutig gesagt, 
weit die genannten Gesetze in Frage kämen, beständen 
keine Bedenken dagegen, dass die Verträge vom 28. Kai 
1946, durch «eiche die bestehenden Pachtverträge bis 
1956 verlängert worden seien, als rechtswirksam ange­
sehen würden. Bärin lag, wie das Beschwerdegericht 
ohne Rechtsverstoss angenommen hat, die endgültige Ent­
scheidung der Vorgesetzten Dienststelle in 
Daran kann umsoweniger ein Zweifel bestehen, als der 
Senior Finance Officer in seinem Schreiben vom 16. No­
vember 1950 ausdrücklich auf seine "Entscheidung" vom 
25« Oktober 1950 verwiesen hat, durch die alle im Zusam-

• ■ t

zenhang mit den Gesetzen 52 und 55 bestehenden Rechts­
hindernisse beseitigt worden seien. Der Senior Finance 
Officer hat damit aber nicht nur die Verlängerungsverträ­
ge vom 28. Kai 1946 genehmigt, sondern zugleich auch die 
vorausgegangenen Bescheide der ihm untergeordneten Dienst­
stellen aufgehoben. Auf die Frage, ob der Property Control 
Referent in U ^ ^  im Jahre 1946 auch Sachbearbeiter der 
Dienststelle in Ä ^ m ^ w a r ,  kam es schon aus diesem 
Grunde nicht an; zudem hat der Sachbearbeiter damals 
durch Beifügung des Stempels klar zum Ausdruck gebracht, 
dass er als Property Control Referent tätig gewesen
ist..Die Rechtebeschwerde vermisst daher zu Unrecht ein * *
Eingehen auf ihren diesbezüglichen Vortrag.

Ungerechtfertigt ist ferner der in diesem Zusammen­
hang gegen den Pächter erhobene Vorwurf, unzulässigerwei­
se 4 Jahre lang mit der Anrufung der höheren Dienststelle

*

der Militärregierung gewartet zu haben. Die Verpächter 
haben selbst vorgetragen, nach der Versagung der Geneh­
migung hätten die Parteien, wie es in derartigen Fällen

twohl stets geschehe, nichts unternommen, sondern gewartet, 
bis der um zwei Jahre verlängerte Vertrag ablaufe. Danach 
haben sie eine abwartende Haltung damals jedenfalls gebilligt;
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sie können dann aber dem Pächter jetzt nicht zum 
Vorwurf machen, dass er seinerzeit nicht sogleich 
gegen die Versagung der Genehmigung angegangen ist.
Zudem hat' der Pächter lediglich Gegenvorstellungen 
erhoben, nachdem sich zunächst der Bevollmächtigte 
des Verpächters zu 2) zur Klarstellung der Rechts­
lage an die Militärregierung in gewandt
hatte. Es kann dem Pächter nicht verübelt werden, 
dass er auf den daraufhin ergangenen Bescheid nun­
mehr seihe Rechtsauffassung bei dieser Dienststelle 
zur Geltung brachte. Dass die Vertragsparteien da­
mals erst eine Klarstellung der Rechtslage herbei­
geführt haben; ändert im übrigen nichts.daran, 
dass die im Oktober 1950 von dem Senior Pinance 
Officer getroffene Entscheidung für die Präge der 
Genehmigung der Verlängerungsverträge vom 28. Mai 
1946 allein massgebend ist.

Ungerechtfertigt ist ferner der Vorwurf der Rechts­
beschwerde, das Oberlandesgericht habe verkannt, dass, 
wenn gegen die Vertragsverlähgerung bis 1956 keine Beden­
ken bestanden hätten, solche auch nicht gegen die am 1„
Juli 1948 vereinbarte Verlängerung Vorgelegen haben könn-

♦

ten, da sie der vorgeschriebenen Mindestdauer entsprochen 
habe. Die Rechtsbeschwerde übersieht, dass sich die von 
ihr angegriffenen Ausführungen des Beschwerdegerichts 
allein mit der Präge befassen, ob die Verlängerungsver­
träge vom 28. Mai 1946 die Genehmigung der Militärregie­
rung gefunden haben, und das Beschwerdegericht daher kei­
ne Veranlassung hatte, in diesem Zusammenhang zu der Pra-

»

ge der Genehmigung der Verträge vom 1. Juli 1948 Stellung- 
zu nehmen.
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II. Die Rechtsbesckwerde zieht nicht mehr in Zweifel, 
dass die Pachtverträge vom 12. Mai 1936 und 17« Janu­
ar 1937 durch die Vereinbarungen vom 28. Mai 1946, soweit 
die willensmässige Einigung der Parteien in Betracht 
kommt, bis zum 31* Mai 1936 verlängert worden sind.
Diese Verlängerung hat nach dem zuvor Gesagten schliess­
lich die Genehmigung der Militärregierung gefunden, so- 
dass die Verträge vom 28. Mai 1946, wenn sie zur Zeit 
der Genehmigung noch in Kraft waren, wirksam werden 
konnten. Das Beschwerdegericht hat mit Hecht die Präge 
aufgeworfen, welchen Einfluss die ursprüngliche Versagung 
der Genehmigung und der Abschluss der Verträge vom 1. Juli 
1948 auf die vorgesehene achtjährige Verlängerung gehabt 
haben. Dabei ist es zu dem Ergebnis gelangt, dass die Ver­
tragsparteien an der ursprünglichen Vertragsverlähgerung 
festgehalten und die Nachtragsverträge vom 1. Juli 1948 
nur geschlossen haben, um dem Standpunkt der Militärre­
gierung Rechnung zu tragen. Das Beschwerdegericht hat da­
mit festgestellt, wie das ganze Verhalten der Beteiligten 
in tatsächlicher Hinsicht zu werten ist, d.h. welche 
rechtsgeschäftlichen Erklärungen sie - sei es ausdrück­
lich, sei es stillschweigend - abgegeben haben. Diese 
tatsächlichen Feststellungen greift die Hechtsbeschwerde 
an, indem sie diesen odertjenen. Vorgang anders gewertet 
wissen will, als es seitens des Beschwerdegerichts gesche­
hen ist. Soweit sie sich hierauf beschränkt, verkennt sie,
dass die Würdigung der tatsächlichen Vorgänge der Nach-*Prüfung durch das Hechtsbeschwerdegericht entzogen ist, 
sofern nicht das Beschwerdegericht gegen Denkgeetze, all­
gemeine Erfahrungssätze oder'verfahrensrechtliche Vorschrif­
ten verstocsen hat, insbesondere eine erschöpfende Berück­
sichtigung aller in Betracht kommenden Umstände unterblie­
ben ist. • .

Mit der Rüge,’ das Beschwerdegericht habe zu Unrecht 
das Einverständnis des Verpächters zu 1) mit den Ver'trä-

I*
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gen vom 1. Juli 1948 vermisst, will die Rechtsbeschwerde 
anscheinend einen Verstoss gegen Denkgesetze geltend machen. 
Sie beanstandet, in Grunde genommen, nicht den Standpunkt 
des Beschverdegerichts, die Verpächter hätten als Gesell­
schafter in Irmangelung einer anderen Abrede über die Rech­
te aus dem Pachtverträge vom 12. Mai 1936 nur gemeinsam ver­
fügen können; so -dass, der einzelne Gesellschafter für sich 
allein nioht vertretungsberechtigt gewesen sei. Sie wendet 
sich aber gegettVdi'e Annahme des Beschwerdegerichts, es ha­
be an dem Einverständnis des Verpächters zu 1) mit der Ver­
längerung des .Pabhtverhältnisses für die Dauer von zwei Jah­
ren gefehlt.' Sie meint, das Oberlandesgericht hätte aus dem 
ständigen Zusammenwirken der beiden Verpächter schliessen 
müssen, dass der Verpächter zurl) auch den das Gut 
betreffenden.Vertrag vom 1. Juli 1948 gebilligt habe. Dabei 
verkennt sie, dass hinsichtlich dieses Vertragsschlusses 
ein Zusammenwirken der beiden Verpächter gerade nicht fest­
zustellen ist. Während alle am 28. Mai 1946 getroffenen Ver­
einbarungen von dem Verpächter zu 1), dem Bevollmächtigten 

und dem Tächter unterzeichnet worden sind, hat der Ver­
pächter zu 1) den Vertrag vom 1. Juli 1948 nicht unterschrie­
ben. Hiervon abgesehen, ist auch eine schriftliche Vereinba- 
rung über eine zweijährige Verlängerung des Pachtverhältnis­
ses hinsichtlich der im Eigentum des Verpächters zu 1) ste­
henden Grundstücke des Gutes nicht getroffen wor­
den. Da die Beteiligten ihre die Pachtverträge betreffenden 
Vereinbarungen bis dahin ätets schriftlich niedergelegt ha­
ben und ein Pachtvertrag, ßer^für eine längere Zeit als ein 
Jahr gelten soll, nach den §§ 381 Abs 2, 566 BGB der Schrift­
form bedarf, ist der Schluss gerechtfertigt, dass auch zwi­
schen dem Verpächter zu 1) und dem Pächter ein Nachtrags­
vertrag über die jenem gehörigen Grundstücke in schriftli­
cher Form abgeschlossen worden wäre, wenn der .Verpächter 
zu 1) den Pachtvertrag auf eine Verlängerung um nur zwei 
Jahre hätte umstellen wollen. Dass dies nicht geschehen 
ist, spricht für die. Auffassung des Beschwerdegerichts,
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dass es am 1* Juli 1948 an dem Einverständnis des Verpäch­
ters zu 1) gefehlt hat. Wenn das Beschwerdegericht diesen 
Gesichtspunkt auch nicht ausdrücklich herausgestellt hat, 
so hat es ihm doch durch den Hinweis darauf Ausdruck ver­
liehen, dass in dem Nachtragsvertrage nur von den Grund­
stücken des Verpächters zu 2) und lediglich von dessen 
Einverständnis die Hede sei. Die Auffassung des Beschwerde­
gerichts entbehrt daher nicht, wie die Hechtsbeschwerde 
meint, der nötigen Anhaltspunkte. Bas ist umsoweniger der 
Pall, als die Anregung zu einer Vertragsverlängerung von 
längerer. Bauer seinerzeit gerade von dem Verpächter zu 1) 
ausgegangen war und damit übereinstimmt, dass er an dem 
Vertragsschluss, vom 1. Juli 1948 nicht mitgewirkt hat. Sein 
von der Hechtsbeschwerde behauptetes Einverständnis mit die­
ser Massnahme ist auch nicht durch die Angabe von Tatsachen 
belegt worden und kann nach dem oben Gesagten aus dem frü­
heren Zusammenwirken der beiden Verpächter allein nicht 
hergeleitet werden. Von einer denkgesetzlich irrigen Ansicht 
des Beschwerdegerichts kann danach hier nicht die Hede sein.

Auch insoweit, als es sich um die Bedeutung handelt, die 
^dem-Verträge,,vom 1, Juli 1948 äukommt, greift die Rechtsbe­
schwerde im wesentlichen nur die das Hechtsbeschwerdegericht 
bindenden tatsächlichen Feststellungen des Oberlandesgerichts 
an. Sie wirft ihm allerdings auch vor, eine erschöpfende Wür­
digung aller unterbreiteten Tatsachen unterlassen zu haben.
So bemängelt sie, dass der Briefwechsel zwischen B ^ p u n d  
dem Verpächter zu 2) keine Berücksichtigung gefunden habe. 
Biese Rüge ist indessen nicfit gerechtfertigt. Bas Beschwer­
degericht hat diese Korrespondenz nicht nur in der Barstel­
lung des Sachverhalts erwähnt und dabei hervorgehoben, es

w ^

sei streitig,' ob und inwieweit der Pächter von ihr Kenntnis 
erlangt habe, sondern es hat sie auch gewertet, denn seine 
Ausführungen darüber, der Verpächter zu 2) möge zeitweilig 
nicht mit der in den Verträgen vom 28. Mai 1946 vereinbarten 
Verlängerung um 8 Jahre einverstanden gewesen sein und viel-
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1eicht daran gedacht haben, vorläufig nur eine Verlängerung
um zwei Jahfe zu bewilligen, gehen auf diesen Schriftwechsel
zurück. Die'Auslegung, die die Korrespondenz in Verbindung
mit den sonstigen Verhalten der Beteiligten, insbesondere
des Verpächters zu 2), durch das Beschwerdegericht gefunden
hat, ist möglich und lässt einen Verstoss gegen Denkgesetze
nicht erkennen. Der Hinweis der Rechtsbeschwerde, dass der
Pächter den Verlängerungsvertrag vom 1. Juli 1948 unterzeich-

♦

net habe, ist allerdings richtig. Aus dieser Handlung allein 
folgt indessen noch nicht, Hass der Pächter von der ursprüng­
lich vereinbarten Verlängerung abgehen wollte, denn die Un­
terzeichnung kann auch zu dem blossen Zweck vorgenommen wor­
den sein,, den Anforderungen der Militärregierung für eine 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses zu genügen. Die Rechts­
beschwerde betont selbst, die Verpächter hätten nicht einmal 
im Jahre 195$ an'eine Beendigung des ganzen Pachtverhältnis­
ses gedacht, sondern eine Verlängerung um eine gewisse Zeit 
zubilligen wollen. Dieses Vorbringen läuft darauf hinaus, 
dass sie eine stillschweigende Verlängerung des Pachtver­
hältnisses beabsichtigt hätten. Damit setzen sich die Ver­
pächter aber zu § 5 Abs 1 Satz 3 des Vertrages in Widerspruch, 
in dem gesagt ist, eine Verlängerung der Vertragsdauer finde 
ohne vorherige schriftliche Vereinbarung nicht statt. Ausser­
dem "haben die Vertragsparteien in § 5 des Vertrages die Be­
stimmungen des § 368 BGB über die stillschweigende Verlänge­
rung ausdrücklich ausgeschlossen. Mit der Absicht einer still­
schweigenden Vertragsverlängerung können die Verpächter ihr 
Verhalten angesichts dieser klaren Vereinbarungen daher nicht 
erklären.

Zu Unrecht rügt die Rechtsbeschwerde in diesem Zusammen­
hang ferner, für die Annahme des Oberlandesgerichts, der Ver­
pächter zu 2) sei nach anfänglichem Sträuben späterhin mit 
einer Fortsetzung des Vertrages bis zum Jahre 1936 einverstan­
den gewesen,' seien keinerlei Anhaltspunkte vorhanden. Das 
Beschwerdegericht hat seine Ansicht über die Bedeutung der 
Verlängerungsvertrüge vom 1. Juli 1948 einmal auf die Tatsache
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gestützt, dass die Parteien bei der Vertragsverlängerung 
am 28. Mai 1946 zusätzliche Vereinbarungen getroffen hat­
ten und diese bei den Vertragsschlüssen am 1. Juli 1948 nicht 
erwähnt worden sind. Pies beanstandet die Hechtsbeschwerde 
zu Unrecht-mit dem Hinweis darauf, die Verpächter hätten 
die Nichterfüllung dieser Abreden seitens des Pächters be­
hauptet. Pass diese Behauptung aufgestellt worden ist, 
trifft zu. Auf sie brauchte das Beschwerdegericht indes­
sen nicht einzügehen. Pie Zusatzvereinbarungen sind sei­
nerzeit anlässlich der am 28. Mai 1946 vorgenommenen Ver­
tragsverlängerung getroffen worden, also im Hinblick auf 
eine Vertragsverlängerung für einen längeren Zeitraum.
Schon das legte die Präge nahe, ob diese Abmachungen auch 
bei einer verhältnismässig kurzfristigen Verlängerung gel­
ten sollten. Pas war aber erst recht der Pall, wenn es, 
wie die Verpächter vorgetragen haben, wegen der Erfüllung 
dieser Abmachungen bereits zu Pifferenzen zwischen den' 
Parteien gekommen war, denn dann lag umsomehr Anlass für 
eine Klarstellung der Präge vor, ob und gegebenenfalls inwie­
weit diese Abreden auch bei einer nur zweijährigen Vertrags­
verlängerung gelten sollten. Es ist daher nicht zu beanstan­
den, dass das Beschwerdegericht die Tatsache, dass die Zu­
satzvereinbarungen vom 28. Mai 1946 am 1. Juli 1948 nicht 
erwähnt worden sind, als Hinweis auf den Willen der Betei­
ligten aqgesgrpchen hat, es möglichst bei den Abmachungen 
vom 28. Mai 1946 zu belassen.

Pür die Richtigkeit dieser Auffassung hat sich das Be­
schwerdegericht ohne Hechtsirrtum auch auf das Verhalten 
des Verpächters zu 2) während seines Aufenthalts in Peutsch- 
land bezogen. Per Vorwurf der Hechtsbeschwerde, es habe 
hierbei ausser acht gelassen, dass der Administrator B £ p  
für alle Prägen der Verwaltung des Grundbesitzes zuständig 
gewesen sei, verfängt nicht. Wenn dies an sich auch zutrifft, 
so ist doch nicht zu verkennen, dass sich der Verpächter



zu 2) nach dem eigenen Vorbringen der Verpächter sowohl 
im Jahre 1946 als auch im Jahre 1948 zu der Frage der 
Vertragsverlängerung geäussert hat. Pass er diese Frage 
bei seinem wiederholten Zusammentreffen mit dem Pächter 
nicht.angeschnitten hat, würd.e schlechterdings nicht zu 
verstehen sein, wenn er damals tatsächlich von einem Ab­
lauf des Pachtverhältnisses am 31» Oktober 1930 ausgegangen 
wäre. Nach dem oben Gesagten kann er dieses Verhalten 
auch nicht damit erklären, er habe dem Pächter eine Ver­
längerung um eine gewisse Zeit züb'illigeh wollen. Vor * 
allen Pingen hätte der Verpächter zu>2) vön dem jetzt 
von ihm eingenommenen Standpunkt aus mit dem Pächter kei­
ne Vereinbarung über die Freigabe von 23 Morgen zum 1. 
November 1950 zu treffen brauchen, vielmehr hätte er ohne 
weiteres die Herausgabe der gewünschten Länderein verlan­
gen können, wobei es dann allerdings nahegelegen hätte, 
seiner Auffassung hinsichtlich der übrigen verpachteten 
Ländereien Ausdruck zu geben. Pa dies alles nicht gesche­
hen ist, hat das Beschwerdegericht aus dem Verhalten des 
Verpächters zu 2) ohne Hechtsirrtum geschlossen, dass 
auch er von einem Lauf des Pachtverhältnisses bis zum 
Jahre 1956 ausgegangen ist. FUr diese Schlussfolgerung 
ist e-s unerheblich, dass die Freigabe der 23 Morgen nicht 
die zum Gute gehörigen Länderein betraf, denn
dieses Verhalten des Verpächters zu 2) beleuchtet seine 
Einstellung zu der ganzen Frage, der Vertragsdauer. Zutref­
fend hat das Beschwerdegericht auch auf die Äusserung zu 
B^ftbei seiner Abreise hingewiesen, wonach er mit allem 
einverstanden sei, was sein Vater tue, der mit dem Päch­
ter eine von dem Vertrage vom 28. Mai 1946 abweichende 
Vereinbarung über die Pauer des Vertrages niemals geschlos­
sen hat. Ob, wie das Beschwerdegericht angenommen hat, ge­
gen die Auffassung der Verpächter auch die Tatsache spricht, 
dass die Übernahme des wertvollen Inventars nicht zur Spra­
che gekommen ist, kann dahingestellt bleiben, da die übrigen 
von dem Oberlandesgericht angeführten Gründe seine Entschei-
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dung tragen und eine Gesetzesverletzung nach dem Gesagten 
nicht festzustellen ist.
III. Auch hinsichtlich des Pachtvertrages vom 17. Januar.
1937 greift die Hechtsbeschwerde im wesentlichen die Wür­
digung an, die das Verhalten der Beteiligten durch das Be­
schwerdegericht gefunden hat. Biese Auslegung ist indessen 
möglich und lässt nach den obigen Ausführungen eine Geset­
zesverletzung nicht erkennen. Zu Unrecht sucht die Hechts­
beschwerde die Entscheidung vor* allem auf den Briefwechsel 
zwischen und dem Verpächter zu 2) abzustellen, denn 
nicht er allein, sondern die gesamten Vorgänge in der Zeit 
von 1946 bis 1950 müssen bei der Beurteilung der Präge be­
rücksichtigt werden, wie der Vertragsschluss vom 1. Juli'
1948 aufzufassen ist. Bas hat das Beschwerdegericht auch 
getan. Es hat ohne Hechtsirrtum angenommen, dass für den 
Vertrag vom 17. Januar 1937 nichts anderes gelten könne 
als für den Vertrag vom 12. Hai 1936, und dabei nicht ver­
kannt, dass hinsichtlich der verpachteten 90 Morgen kein 
Gesellschaftsverhältnis zwischen den beiden Verpächtern 
angenommen werden kann und auch andere Bedingungen beste­
hen, als sie bei der Verpachtung des Gutes ver­
einbart worden sind.' Bas Beschwerdegericht hat zutreffend 
auf die einheitliche Bewirtschaftung der gesamten verpachteten
Ländereien durch den Pächter' hingewiesen und Anhaltspunkte

• *

für die Absicht des Verpächters zu 2) vermisst, die 90 
Morgen aus dem wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Haupt­
pachtobjekt zu lösen. Bie gegenteilige Behauptung des Ver- • 
Pächters zu 2), er habe diesen Grundbesitz realisieren und 
seinen Gegenwert transferieren wollen, hat nach der nicht 
zu beanstandenden Peststellung des Oberlandesgerichts 
jedenfalls in dem Verhalten des Verpächters zu 2) keinen 
Ausdruck gefunden. Bern Pächter von diesem Vorhaben bei sei­
ner Anwesenheit in Beutschland Kenntnis gegeben zu haben,, 
behauptet der Verpächter zu 2) selbst nicht. Aus seiner 
Bitte um Freigabe von 25 Morgen dieser Ländereien ist aber 
gerade zu schliessen, dass es im übrigen bei der einheitli­
chen Bewirtschaftung mit dem Gut sein Bewenden

t
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haben und auch hinsichtlich der Vertragsdauer nichts an- 1 
deres gelten sollte. Der weitere Vortrag der Rechtsbe- 
schwerde, es hätten bereits Verhandlungen mit dem Päch­
ter Uber eine Verlängerung der Pacht für einige Jahre über das 
Jahr 1950 hinaus geschwebt, stellt ein neues tatsächliches 
Vorbringen dar, mit dem sie in der Rechtsbeschwerdeinstanz 
nicht gehört werden kann. Hat das Beschwerdegericht nach . 
alledem ohne Rechts Irrtum angenommen, nach dem Willen der 
Beteiligten habe die vereinbarte Verlängerung bis 1956 
durch den Vertrag vom 1. Juli 1948 nicht aufgehoben, son­
dern nur den von der Besatzungsmacht erlassenen Vorschrif­
ten Rechnung getragen werden sollen, so liegt der von der 
Rechtsbeschwerde angenommene Tatbestand einer stillschwei­
genden Wiederinkraftsetzung einer ausdrücklich aufgehobe­
nen Vereinbarung nicht vor.

Nach alledem ̂ hat das Beschwerdegericht ohne Rechtsirr-; 
tum festgestellt, dass die Pachtverträge vom 12. Mai 1936 
und 17* Januar 1937 noch bis zum 31» Mai 1956 laufen.
IV. Aus dieser Feststellung folgt ohne weiteres, dass die Ver­
pächter einen Anspruch auf Herausgabe des ganzen Pachtobjektes 
nicht haben, da sie ihren Anspruch auf den Ablauf des Vertra­
ges, nicht aber'auf seine Beendigung durch Kündigung ge .- 
ntützt haben, die ohnehin nur unter den Voraussetzungen 
‘des* § 12 des Vertrages'vam 12. Mai 1936 zulässig sein wür­
de, soweit es sich um das Gut liandel‘fc* Die Ansicht
der Rechtsbeschwerde, das Oberlandesgericht hätte den He­
rausgabeantrag jedenfalls nicht gänzlich abweisen dürfen, 
weil der Pächter nach dem Vertrage vom 12, Mai 1936 zur 
Herausgabe von 25 Morgen verpflichtet sei, ist nicht be­
gründet. Es trifft zwar zu, dass die Verpächter gemäss .
§ 14 Abs 2 des Pachtvertrages berechtigt sind, 25 Morgen 
nach ihrer Wahl aus der Pachtung herauszunehmen. Die Ver­
pächter haben .jedoch im vorliegenden Falle die Herausgabe 
von 40,5 Morgen beansprucht, ohne ihr Verlangen gegebenen­
falls auf eine Fläche von 25 Morgen zu beschränken. Das Be­
schwerdegericht konnte den Pächter daher nicht zur Herausga-
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be von 23 Morgen verurteilen, zumal da nicht ersichtlich **ar, 
ob die Verpächter an der Freigabe einer kleineren ftls der be­
antragten Fläche überhaupt ein Interesse haben, da nach ihrer 
Darstellung die Landwirtschaftskammer gerade die 40,3 Morgen 
am Heideweg zu erwerben wünscht. Das Oberlandesgericht brauch­
te infolgedessen auch nicht zu prüfen, ob die Verpächter wäh­
rend des Laufs des Pachtvertrages etwa schon 23 Morgen zurücker­
halten haben und ihnen daher ein Anspruch aus § 14 Abs 2 des 
Vertrages nicht mehr zusteht» Da diese Frage offen geblieben 
ist, liegt in der Abweisung des Teilherausgebearispruchs keine 
Verneinung des Hechts auf Herausnahme von 23 Morgen.

Die Hechtsbeschwerden der Verpächter erwiesen sich nach 
alledem als unbegründet und wären daher zurückzuweisen.

Die KostenentScheidung beruht auf den §§ 10 LVR, 42, 43»
30 LVO. Nach Lage der Sache erschien es angemessen, den Ver­
pächtern auf Grund des § 31 LVO auch die Erstattung der dem 
Pächter ausserhalb des RechtsbeschwerdeVerfahrens entstande­
nen Kosten aufzuerlegen»
Dr. Pritsch Dr. Hückinghaus Dr. Tasche
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